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Vorwort

Das Netzwerkdurchsetzungsgesetz (NetzDG) steht auf grundsätzlicher
Ebene für einen weitreichenden Perspektivenwechsel bei der staatlichen
Regulierung sozialer Medien. In den ersten Jahrzehnten der Entwicklung
internetbasierter Dienstleistungen ging es vor allem um eine Förderung
dieser Innovationen, die sich in der durchlaufenden Linie von Haftungs-
privilegierungen zunächst im Teledienstegesetz von 1997, in der davon
stark beeinflussten E-Commerce-Richtlinie der EU (Richtlinie 2000/31/EG,
ABl. Nr. L 178 v. 17.7.2000) und dann entsprechend im umsetzenden Tele-
mediengesetz von 2007 ausdrückte. Jetzt rückt demgegenüber gerade die
Verantwortlichkeit dieser Dienste in den Vordergrund und es geht um
ihre angemessene Ausgestaltung im multipolaren Spannungsfeld von Frei-
heitsrechten der Nutzer*innen, neuen Gefährdungen der Rechte Dritter,
unternehmerischer Freiheit der Netzwerkanbieter und öffentlichen Inter-
essen wie einer freien öffentlichen Meinungsbildung oder funktionsfähi-
gen Märkten.

Dieser Perspektivenwechsel spiegelt die veränderte ökonomische Situati-
on nach dem Aufstieg einiger Internetunternehmen zu marktmächtigen
Oligopolen, die veränderte gesellschaftliche Situation nach der Durchdrin-
gung und sich beschleunigenden Transformation aller Bereiche durch die
Digitalisierung mit Plattformanbietern als zentralen Akteuren sowie die
veränderten Geschäftsmodelle der Netzwerkanbieter, bei denen die Struk-
turierung der Vermittlungsleistungen entlang eigener Geschäftsinteressen
eine immer aktivere Rolle mit sich brachte.

Konkret gestaltet das NetzDG die Verantwortlichkeit sozialer Netzwerke
im Bereich strafbarer Postings der Nutzer*innen im Bereich der sog. Hass-
rede aus und reagiert damit auf das drängende Problem einer durch Hass-
rede zunehmend vergifteten Diskussionskultur und deren tatsächliche Be-
drohungsfolgen. Dabei knüpft es an die zentrale Rolle der sozialen Netz-
werke für die Verbreitung an und bewegt sich im Spannungsfeld von Per-
sönlichkeitsschutz der Betroffenen, Meinungsfreiheit der Postenden, Ge-
staltungsfreiheit der Netzwerkanbieter und dem öffentlichen Interesse an
einer freien und umfassenden Meinungsbildung unter Beteiligung aller In-
teressierten und aller inhaltlichen Positionen.

Angesichts des grundlegenden Perspektivenwechsels und der schwieri-
gen Ausbalancierung dieser multipolaren Spannungslage war der regulato-
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rische Aufschlag des NetzDG notwendig mit prognostischen Unsicherhei-
ten über seine Wirkungen behaftet und entsprechend von vornherein mit
dem gesetzlichen Auftrag zur Evaluation verknüpft. Die hier vorliegende
Untersuchung entstand im Auftrag und gefördert durch das Bundesminis-
terium der Justiz und für Verbraucherschutz als unabhängige juristische
Evaluation des NetzDG im Rahmen der umfassenderen Evaluation des Ge-
setzes durch das Ministerium. Sie bezieht sich ausschließlich auf das Netz-
DG im Sinne seiner Erstfassung. Wir möchten uns für die Unterstützung
durch das Ministerium und die Zustimmung zu einer Publikation in
Buchform bedanken.

Unser besonders großer Dank gilt den stud. iur. Janina Kusterka und
Schirin Hafezi, die uns mit größtem Engagement und größter Zuverlässig-
keit bei den Recherchen, der Auswertung der Fragebögen und der Fertig-
stellung des Berichts und dieses Buches geholfen haben.

 
Berlin, im Mai 2020

 
 

Martin Eifert       
Michael von Landenberg-Roberg       
Sebastian Theß       
Nora Wienfort

Vorwort
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